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Einleitung 

Pacta sunt servanda? 

A. Modernisierung von Wohnraum in der Praxis 

Der Modernisierung von Wohnraum kommt eine erhebliche praktische Be-
deutung zu. Ursache hierfür ist in erster Linie die Altersstruktur der Wohnge-
bäude in der Bundesrepublik Deutschland. Von den ca. 12.785.000 Wohnge-
bäudenl in den alten Bundesländern wurden 63,7 % vor 1969 erbaut. 31,4 % 
dieser Wohngebäude entstanden vor 1949.2 Für die neuen Bundesländer und 
den Ostteil Berlins sind die Zahlen noch deutlicher: 76,7 % der dortigen 
2.519.939 Wohngebäude datieren von vor 1969. Hiervon wurden 65 % vor 
1949 errichtet.3 Die Ausstattung der Wohnungen in diesen Wohngebäuden 
entspricht in vielen Fällen nicht den heute geltenden Standards. Eine Anpas-
sung läßt sich mit Modernisierungen erreichen, die die Wohnsituation für die 
Bewohner angenehmer, bequemer, sicherer, gesünder oder weniger arbeits-
aufwendig machen. Der Modernisierungsbedarf gerade in den neuen Bundes-
ländern ist hoch. Nicht nur das Gros der Wohnungen in den Altbauten weist 
Ausstattungsdefizite auf. Auch in neueren Wohngebäuden, die in der soge-
nannten Plattenbauweise erstellt wurden, bleibt die Ausstattung hinter dem 
heute gängigen Standard zurück. Im Beitrittsgebiet haben 12,4 % der knapp 
7 Millionen Wohnungen in Wohngebäuden weder Bad noch Dusche. In 2,4 % 
der Wohnungen liegen Bad bzw. Dusche außerhalb der Wohnräume. 4,9 % 
der Wohnungen verfügen nur über eine Trockentoilette, 8,4 % sind lediglich 
mit einer Außentoilette ausgestattet. Knapp ein Drittel der Wohngebäude wird 
mit Einzel- oder Mehrraumöfen beheizt.4 

I Hochgerechnetes Ergebnis der lo/o-Gebäude- und Wohnungsstichprobe 1993 des 
Statistischen Bundesamtes, Tabelle G 1 fllr das frühere Bundesgebiet, Lfd. Nr.36. 
Wohngebäude ist danach ein Gebäude, das mindestens zur Hälfte der Gesamtnutzflä-
che zu Wohnzwecken genutzt wird. Unter einer Wohnung sind nach außen abgeschlos-
sene, zu Wohnzwecken bestimmte, in der Regel zusammenliegende Räume zu verste-
hen, die die Führung eines eigenen Haushalts ennöglichen und zumindest mit Kochni-
sche ausgestattet sind, Mitteilung des Statistischen Bundesamtes vom 12.12.1996. 

2 Errechnet auf Grundlage der Io/o-Gebäude- und Wohnungsstichprobe 1993 des 
Statistischen Bundesamtes, Tabelle G I für das frühere Bundesgebiet, Lfd. Nr. 28-36. 

3 Gebäude- und Wohnungszählung 1995 in den neuen Ländern und Berlin Ost des 
Statistischen Bundesamtes, Pressemitteilung vom 12.12.1996, Tabelle 1.1. 

4 Gebäude- und Wohnungszählung 1995 in den neuen Ländern und Berlin Ost, aaO. 

2 Thomsen 
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Die Wohnungswirtschaft in den neuen Bundesländern und im Ostteil Ber-
lins investiert seit der Wiedervereinigung enorme Summen in die Modernisie-
rung von Wohnraum. Allein die rund 1300 im Gesamtverband der Woh-
nungswirtschaft (GdW) organisierten Wohnungsunternehmen in den neuen 
Ländern ließen von 1991-1995 Modernisierungsmaßnahmen mit einem Ko-
stenvolumen von knapp 25 Milliarden DM durchführen.5 Die Modernisierung 
des ostdeutschen Wohnungsbestandes wird durch den Staat mit erheblichen 
Mitteln gefOrdert. Für das Wohnraum-Modernisierungsprogramm in den neu-
en Ländern der Kreditanstalt fiir Wiederaufbau stellte der Bund allein für das 
Jahr 1996 1,2 Milliarden DM zur Verfügung.6 Dies war die siebtgrößte Fi-
nanzhilfe des Bundes im Jahr 1996.7 Weiterhin werden Investitionen in die 
Modernisierung von Wohnraum in den neuen Bundesländern über Steuerver-
günstigungen gefOrdert. So sind Sonderabschreibungen für Modernisierungs-
kosten von bis zu 50 % möglich.8 

Modernisiert wird aber auch in den alten Bundesländern. Zwischen 1983 
und 1993 wurden an 4,2 Millionen Wohngebäuden bau- und wohntechnische 
Veränderungen vorgenommen.9 

Die Modernisierungstätigkeit in der gesamten Bundesrepublik ist vielfältig. 
Sie reicht vom Einbau sanitärer Einrichtungen (BadIDusche und WC) über die 
Isolierverglasung der Fenster bis zur Installation moderner Heizungstechnik, 
die die Einzel- bzw. Mehrraumöfen ablösen soll. Zu denken ist weiterhin an 
den Anschluß des Wohngebäudes an Versorgungs- und Entsorgungseinrich-
tungen, Maßnahmen zur Wärmedämmung oder den Einbau von Fahrstühlen. 
Auch neue Bedürfnisse der Bewohner, die auf grund technischer Neuerungen 
geweckt werden, können Modernisierungen erforderlich machen. Beispiel 
hierfür ist der Anschluß an das Breitbandkabelnetz der Deutschen Telekom 
AG oder an eine Satellitenempfangsanlage, der die Empfangsmöglichkeiten 
für Rundfunk und Fernsehprogramme gegenüber den bisherigen Empfang 
über die Hausantenne erheblich erweitert. 

S Siehe GdW Informationen 44, S. 18. 
6 Fünfzehnter Subventionsbericht der Bundesregierung, BT-Drucks. 13/2230, S. 16 

(15.). 
7 Fünfzehnter Subventionsbericht der Bundesregierung, BT-Drucks. 13/2230, S. 18 

(Übersicht 4). 
8 §§ 3, 4 des Gesetzes über Sonderabschreibungen und Abzugsbeträge im Förder-

gebiet (Fördergebietsgesetz), BGBI. I 1993 S. 1655, in der durch Art. 19 des Jah-
ressteuergesetzes 1996, BGBI. I 1995 S. 1250, geänderten Fassung. Vgl. weiterhin den 
Fünfzehnten Subventionsbericht der Bundesregierung, BT-Drucks. 13/2230, S. 30 f. 
(40.). 

9 Hochgerechnetes Ergebnis der 1 %-Gebäude- und Wohnungsstichprobe 1993 des 
Statistischen Bundesamtes, Tabelle G 15 filr das frühere Bundesgebiet, Lfd. Nr.54, 
Spalte 4. 
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B. Rechtliche Probleme und Rechtsgrundlagen 

Ist der Wohnraum, der modernisiert werden soll, vermietet, entstehen 
rechtliche Probleme. So stellt sich die Frage, inwieweit der Vermieter gegen 
den Willen des Mieters berechtigt ist, die geplanten Baumaßnahmen vorzu-
nehmen. Durch die Arbeiten kann der Mieter erheblich in seinem Mietge-
brauch gestört werden. Neben den Belästigungen durch Lärm, Staub oder dem 
Entzug von Tageslicht durch Baugerüste kommt auch die Unbewohnbarkeit 
von Teilen der Wohnung oder in ExtremflUlen der gesamten Wohnung in 
Betracht. Im letzteren Fall wird ein vorübergehender Auszug des Mieters aus 
der Wohnung erforderlich. 

Der Mieter wird aber nicht nur mit einer Störung seines Mietgebrauchs 
durch die Baumaßnahmen konfrontiert. Die Modernisierung bringt eine Ände-
rung des bisherigen Zustands der Wohnung mit sich. Der Gegenstand des 
Mietvertrages, die Mietwohnung, wird umgestaltet und es stellt sich die Frage, 
ob der Mieter diesen neuen Zustand der Wohnung entgegen dem Grundsatz 
"pacta sunt servanda" hinnehmen muß. Ein weiteres Problemfeld ergibt sich 
bei der Refinanzierung der Modernisierung. Fraglich ist, ob der Mieter auf-
grund der Modernisierung - abermals ungeachtet des Grundsatzes "pacta sunt 
servanda" - zur Entrichtung eines höheren Mietzinses verpflichtet werden 
kann. Dabei ist zu bedenken, daß die Modernisierung grundsätzlich eine 
Wertsteigerung der Immobilie zur Folge haben wird. Die Anpassung der 
Wohnung an gängige Ausstattungsstandards steigert zudem die Vermietbar-
keit der Wohnung und sichert damit die Rentabilität für die Zukunft. Deshalb 
stellt sich die Frage, inwieweit diese Vorteile, die dem Vermieter infolge der 
Modernisierung erwachsen, zu einem Eigenanteil des Vermieters an den Mo-
dernisierungskosten fUhren. 

Der Gesetzgeber hat sich der aufgeworfenen Fragen angenommen und Vor-
schriften normiert, die diese Probleme bei der Modernisierung von Wohnraum 
durch den Vermieter lösen sollen. Im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) findet 
sich § 541b. Diese Vorschrift enthält die Verpflichtung des Mieters, bestimmte 
Verbesserungsmaßnahmen an den gemieteten Räumen oder sonstigen Teilen 
des Gebäudes zu dulden. Ein besonderes Verfahren zur Erhöhung des Miet-
zinses nach einer durchgefiihrten Modernisierung ist in § 3 des Gesetzes zur 
Regelung der Miethöhe (MHRG) ausgestaltet. Danach hat der Vermieter das 
Recht, den bisherigen Mietzins auf der Grundlage der Modernisierungskosten 
zu erhöhen. Für die neuen Bundesländer und den Ostteil Berlins, auf die das 
in der alten Bundesrepublik geltende Miethöherecht noch übergeleitet werden 
muß, ist in § 13 MHRG eine Modifizierung des Erhöhungsverfahrens nach § 3 
MHRG vorgesehen. Diese zeitlich befristete Sonderregelung soll die Mieter in 
Ostdeutschland vor einer Überforderung durch zu starke Mietbelastungen 
schützen. 
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